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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 27.06.2024 
Antrag der Fraktion der SPD vom 14.06.2024 
,,Beschaffung von Briefwahlstimmen für einen italienischen Kandi­
daten bei der Europawahl" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum TOP „Beschaffung von Briefwahl­

stimmen für einen italienischen Kandidaten bei der Europawahl". 

Mit freundlichen Grüßen 

IJ 
2 4,. Juni 2024 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 27.06.2024 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Beschaffung von Briefwahlstimmen für einen italienischen Kandi­

daten bei der Europawahl" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 14.06.2024 

Mit Schreiben vom 21.06.2024 hat das Ministerium der Justiz zum vorbe­

zeichneten Tagesordnungspunkt folgenden Beitrag übermittelt: 

"Die Leitende Oberstaatsanwältin in Essen hat dem Ministerium der 

Justiz unter dem 19.06.2024 im Wesentlichen berichtet, mit Blick auf 

eine Anfrage der Westdeutschen Al/gemeinen Zeitung (WAZ) - die 

der nachfolgenden Presseberichterstattung vom 09.06.2024 ent­

sprochen habe - sowie den in der Presseanfrage verlinkten Vide­

obeitrag italienischer Journalisten aus dem Jahr 2022 sei ein Prüf­

vorgang angelegt worden. Ein Zusammenhang des Sachverhaltes 

mit der Europawahl 2024 sei bislang nicht ersichtlich. Die Prüfung 

eines Anfangsverdachts strafrechtlich relevanten Verhaltens dauere 

an. 

Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat dem Ministerium der Justiz 

am 20.06.2024 berichtet, gegen die Sachbehandlung der Leitenden 

Oberstaatsanwältin in Essen keine Bedenken zu haben." 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Dem Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen ist der benannte Sachver­

halt unbekannt, weshalb alle Kriminalinspektionen Polizeilicher Staats­

schutz zum Sachverhalt abgefragt wurden. Nach Auswertung aller Rück­

meldungen wird konstatiert, dass der benannte Sachverhalt der Polizei in 

Nordrhein-Westfalen nicht bekannt ist. 

Laut Zeitungsbericht handelt es sich um Briefwahlstimmen einer italieni­

schen Wahl aus dem Jahr 2022. Für ausländische Wahlen besteht im 

Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen keine wahlrecht­

liche Zuständigkeit. Soweit italienische Staatsbürgerinnen und Staatsbür­

ger, die in Deutschland leben, an der Europawahl 2024 nach italieni­

schem Wahlrecht teilnehmen wollten, war nach hiesiger Erkenntnis eine 

Briefwahl wahlrechtlich nicht möglich. 

Soweit es sich um eine Wahl nach deutschem Wahlrecht handeln würde, 

würde in einem vergleichbaren Fall § 108 b Absatz 1 StGB gelten: ,,Wer 

einem anderen dafür, dass er nicht oder in einem bestimmten Sinne 

wähle, Geschenke oder andere Vorteile anbietet, verspricht oder ge­

währt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be­

straft." Aus wahlrechtlicher Sicht wären die Stimmen ungültig. 

Zu möglichen Gefahren der Briefwahl bei Europawahlen hat das Bundes­

verfassungsgericht in seinem Beschluss vom 09.07.2013 (2 BvC 7/10) zu 

einer Wahlprüfungsbeschwerde festgehalten, dass die geltenden wahl­

rechtlichen Bestimmungen eine ausreichende Gewähr für den Schutz vor 

Gefahren bieten, die bei der Durchführung der Briefwahl für die Integrität 

der Wahl, das Wahlgeheimnis und die Wahlfreiheit entstehen können. 
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